
Von Sabine Wejsada

Ismaning – Die Volkshochschulen schla-
genAlarm:WennPläneaus demBundesfi-
nanzministeriumRealitätwerden,wonach
Erwachsenenbildung nicht länger von der
Umsatzsteuer befreit sein soll, könnte das
nach Einschätzung von Schulleitern das
Aus für viele Einrichtungen bedeuten.
„Das wäre eine absolut katastrophale Ent-
wicklung“, sagt der Direktor der VHS im
nördlichen Landkreis München, Lothar
Stetz.FürdieEinrichtungenderErwachse-
nenbildungwürdenichtnurderbürokrati-
sche Aufwand massiv steigen, sondern es
müsstenauchdieKursteilnehmerzurKas-
se gebeten werden. „Und was eine Gebüh-
renerhöhungum19Prozent auslösenwür-
de, das mag ich mir gar nicht ausdenken“,
so Stetz. Die VHS Nord ist mit mehr als
45000 Besuchern und knapp 3200 Veran-
staltungen pro Jahr die zweitgrößte Ein-
richtung für Erwachsenenbildung in ganz
Oberbayern.

Nach Plänen des Ministeriums sollen
Kurse zur Weiterbildung nur noch dann
steuerfrei bleiben, wenn sie unmittelba-
renBezugzueinemBerufoderderBerufs-
wahl hat. Damit demonstrierten die Fi-

nanzfachleute eine „völlige Unkenntnis
für die Herausforderungen der agilen Ar-
beits-undLebenswelt“,beklagtderBayeri-
sche Volkshochschulverband. So werde
der Erwerb fachübergreifender Kompe-
tenzen zur Freizeitbeschäftigung erklärt.

Was nach den Worten des Chefs der VHS
Nord„ein sehrmerkwürdigesVerständnis
von Bildung ist“.

Denn bei den Angeboten der knapp 900
Volkshochschulen in ganz Deutschland,
die sich nicht auf den Erwerb von berufli-

chen Qualifikationen wie beispielsweise
Englisch fürs Büro oder die schadensfreie
BedienungeinesComputersbeziehen,han-
delt es sich lautStetzumdas„Erlernenvon
FertigkeitenundKompetenzen,diediePer-
sönlichkeit erweitern“. Wenn jemand Ge-
sundheits-oderSportkursebeiderVHSbe-
sucht, so Stetz, „dann hält er sich nicht nur
selber fit,das istauchgut fürdenErhalt sei-
ner Arbeitskraft“. Das habe also im weite-
ren Sinne ebenfalls mit Bildung zu tun.

Die Volkshochschulen und ihre Verbän-
de warnen eindringlich davor, Bildung so
engzudefinieren,undforderndasBundes-
finanzministerium zu einem konstrukti-
ven Dialog über Weiterbildung in Zeiten
derKI-Revolution,desglobalisiertenArbei-
tens und starker gesellschaftlicher Span-
nungen auf, wie es in der Pressemitteilung
desVerbandsheißt. Konkret geht esumei-
nen Anwendungserlass des Ministeriums
zu dem mit Wirkung zum 1. Januar geän-
derten Umsatzsteuergesetz. Laut Volks-
hochschulverbandwiderspricht der Erlass
der Absicht des Gesetzgebers, wonach bis-
lang umsatzsteuerfreie Leistungen unver-
ändert umsatzsteuerfrei bleiben sollten.

Silvia Engelhardt, die Geschäftsführe-
rin der VHS in Taufkirchen, hält einen

19-prozentigenKostenaufschlag für„abso-
lutnichtgerechtfertigt“. LebenslangesLer-
nen müsse für alle bezahlbar bleiben.
Durch die Pläne bestehe die Gefahr, „dass
gerade die Erwachsenenbildung hinten
runterfällt“. Nach Ansicht Engelhardts
sind Volkshochschulen viel mehr als reine
Bildungseinrichtungen. „Wir sindein sozi-
aler Lernort für Ältere und Jüngere, ein
Platz, wo sich Menschen treffen und Mei-
nungen austauschen.“

Ihr Kollege von der VHS Südost in Otto-
brunn, Christof Schulz, stößt ins gleiche
Horn: „Wenn man diesen Raum abschnei-
det,dannProstMahlzeit“, sagter.VieleTeil-
nehmer von VHS-Kursen seien bereits im
Ruhestand,diese träfeeineGebührenerhö-
hung besonders stark. Vor allem Ältere
bräuchten „digitale und analoge Verbin-
dung“,dievondenVolkshochschulenange-
boten würden. An den Bildungsstätten
rechnetmanmiteinemRückganganKurs-
teilnehmern. „Unsere Teilnehmerinnen
undTeilnehmermüssen doch auchmit ih-
rem Geld rechnen“, sagt Lothar Stetz von

der VHS Nord, gerade in einer solch hoch-
preisigenRegionwiedemGroßraumMün-
chen. Der Bayerische Volkshochschulver-
bandkritisiertdenEntwurf fürdenAnwen-
dungserlass als „realitätsfernen Allein-
gang der Ministerialbürokratie“. Anstatt
künstlich zwischen beruflichen und priva-
ten Kompetenzen zu unterscheiden, müs-
se anerkannt werden, dass Fähigkeiten
wieProblemlösungsvermögen,Kommuni-
kationsstärkeundsozialeKompetenz inal-
len Lebensbereichen entscheidend seien,
umzukunftsfit zubleiben.DerVerbandfor-
dert einen Dialog mit den betroffenen Bil-
dungsträgern.

VHS-Direktor Lothar Stetz unter-
streicht diese Forderung. Das Thema sei
„immerwieder gekommen, solange ichbei
der VHS bin“, sagt er. Erwerde schon lang-
sam Zeit, dass man es begrabe. Sollte die
Umsatzsteuerdennochkommen,dannkä-
men nicht nur die Volkshochschulen in ei-
ne „existenzbedrohliche Situation“, warnt
Stetz. Auch Sportvereine und Musikschu-
len wären betroffen. „Mit solch einem
merkwürdigen Verständnis von Bildung
wirdvomFinanzministeriumdieWeiterbil-
dungsinfrastruktur im Land zerstört“, so
der VHS-Leiter.

Andenzusätzlichen„gigantischenbüro-
kratischen Aufwand“ bei Programmpla-
nung sowie Gebührenabrechnung mag
Stetz gar nicht denken und fragt: „Soll
nicht gerade die Bürokratisierung zurück-
gefahren werden?“ Weitere „haarspalteri-
sche Formulierungen“ in dem Papier des
Ministeriums ließen überdies erahnen,
wieverkompliziertdieVerwaltungvonWei-
terbildungseinrichtungen werden würde,
befindet die Präsidentin des Bayerischen
Volkshochschulverbandes, Ute Eiling-
Hütig. So unterscheide das Ministerium
zwischen steuerfreien Veranstaltungen
mitBerufsbezug und solchenmit der „blo-
ßen Möglichkeit eines Berufsbezugs“, die
besteuert werden sollen. Hütig und Stetz
sehen eine Lawine von Bürokratie auf die
Weiterbildung zurollen.

Taufkirchens VHS-Chefin Silvia Engel-
hardthofft,dasssichdiePlänenochabwen-
den lassen. In Kürze wird sich ihrenWorte
zufolgederbayerischeLandtagmitderFra-
ge der Umsatzsteuer befassen. Die Volks-
hochschulen haben dort eine Stimme: Die
Präsidentin des Bayerischen Volkshoch-
schulverbands, Ute Eilling-Hütig, gehört
demLandtag als CSU-Abgeordnete an. 

Volkshochschulen seien mehr als reine Bildungseinrichtungen, findet die Leiterin
der VHS Taufkirchen, Silvia Engelhardt (links). Für Lothar Stetz, den Direktor der
VHS Nord (rechts), sind die Pläne existenzbedrohend.  F O T O S : C L A U S SC H U N K , F L O R I A N P E L J A K

Ist ein Vortrag über Gesundheitsvorsorge, wie hier 2019 in Unterföhring, berufliche Weiterbildung? Die Volkshochschulen kritisieren Pläne des Bundesfinanzministe-
riums, nur noch Kurse mit Berufsbezug von der Umsatzsteuer freizustellen. F O T O : F L O R I A N P E L J A K

Volkshochschulen fürchten Steuer
Nach Plänen im Bundesfinanzministerium sollen VHS-Kurse künftig nur noch von der Umsatzsteuer befreit sein,

wenn sie der beruflichen Bildung dienen. Bildungseinrichtungen warnen vor „katastrophalen Folgen“.

Lebenslanges Lernen

müsse für alle

bezahlbar bleiben


